
 

 

 

Bürgerbeauftragter gefragt für Rat und Hilfe 

Bürgerbeauftragter Dieter Burgard stellt Jahresbericht 2015 vor 

Mainz. Der Bürgerbeauftragte des Landes Rheinland-Pfalz Dieter 

Burgard, übergab heute seinen Jahresbericht für das Jahr 2015 an 

Landtagspräsident Joachim Mertes, Ministerpräsidentin Malu 

Dreyer und stellte ihn der Öffentlichkeit vor. 

Burgards Bilanz ist, dass das Vertrauen in die Institution des 

Bürgerbeauftragten nach wie vor ungebrochen groß ist, was die 

weiterhin hohe Zahl von Eingaben belegt.  

Mit 2.298 neuen Eingaben wandten sich insgesamt 4.000 

Bürgerinnen und Bürger im zurückliegenden Jahr an Burgard.  Das 

Niveau der Vorjahre wurde leicht übertroffen. Hinzu kommen noch 

hunderte telefonische  Anfragen und Bitten um Rat und Auskunft. 

 

Schwerpunkte waren Eingaben aus den Bereichen Rechtspflege 

und Justizvollzugs (559), dem Sozialwesen (303), Landwirtschaft 

und Umwelt (190) und der Ordnungsverwaltung (183). 
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Im Bereich der Rechtspflege, dem u. a. Eingaben zu den Gerichten, 

Staatsanwaltschaften und dem Strafvollzug zugeordnet werden, 

ragt der Strafvollzug mit insgesamt 455 Eingaben hervor. 

Eingaben zu Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch 

(SGB II) bildeten mit 106 Einzelanliegen, neben 70 Eingaben zu der 

Sozialhilfe, der Grundsicherung oder allgemeinen sozialen Hilfen, 

thematische Schwerpunkte im Bereich des Sozialwesens. 

Zentral waren in der Ordnungsverwaltung 103 Eingaben, die das 

Straßenverkehrsrecht, das Führerscheinwesen oder den 

Öffentlichen Personennahverkehr  betrafen. 91 Eingaben hatten 

ausländerrechtliche Anliegen. 

„Jedermann hat das Recht, sich mit Eingaben an die Behörden 

oder an die Volksvertretung zu wenden.“   

Dieses in Artikel 11 der Verfassung des Landes Rheinland-Pfalz 

verankerte Recht eines jeden, sich unabhängig von Nationalität, 

Lebensalter, Geschlecht, politischer und religiöser Zugehörigkeit an 

die Volksvertretung wenden zu können, gehört zum Bereich der 

verfassungsrechtlich garantierten Grundrechte. 
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Das Petitionsrecht verleiht demjenigen, der eine zulässige Petition 

einreicht, ein Recht darauf, dass die angegangene Stelle die 

Eingabe nicht nur entgegennimmt, sondern auch sachlich prüft. 

Jede ordnungsgemäße Petition muss zudem beantwortet werden. 

Diese Antwort darf sich nicht auf eine bloße Empfangsbestätigung 

beschränken, vielmehr müssen zumindest die Kenntnisnahme von 

dem Inhalt der Petition und die Art ihrer Erledigung erkennbar sein. 

Es bietet damit den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, 

unabhängig von den gesetzlich geregelten Rechtsschutzmöglich-

keiten, wie z. B. Widerspruch, Einspruch und Klage, ihre Rechte 

beim Parlament einzufordern, Missstände anzuprangern oder auch 

damit eine Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen zu 

erreichen.  

Die Wahrnehmung des Petitionsrechtes unterliegt keinen Fristen 

und ist auch nicht an die Erfüllung von Formen geknüpft.  

Dieses Recht, welches seit dem Inkrafttreten der rheinland-

pfälzischen Landesverfassung am 18. Mai 1947, also vor mehr als 

68 Jahren manifestiert wurde, hat in dieser langen Zeit weder an 

Bedeutung noch an Aktualität verloren.  
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Rund 4.000 Anfragen, die den Bürgerbeauftragten jährlich 

erreichen, belegen dies. 

Die Ursachen für diese hohe Zahl sind vielschichtig. Zum einen sind 

es immer komplexer werdende Sachverhalte, die behördlichen 

Entscheidungen zugrunde liegen, andererseits führen diese 

Komplexitäten auch immer zu neuen, zum Teil sehr umfangreiche 

und in ihrer Sprache nicht immer leicht zu verstehende 

Regelungen. Darüber hinaus sind die Bürgerinnen und Bürger 

heute auch emanzipierter. Staatliches Handeln wird hinterfragt, 

Transparenz eingefordert und Rechte werden geltend gemacht. Die 

Bürgerinnen und Bürger wenden sich als Einzelperson gegen 

behördliches Vorgehen oder organisieren sich in Gruppen oder 

Bürgerinitiativen.  

Das Petitionsrecht bietet beiden Seiten Chancen: Zum einen den 

Bürgerinnen und Bürgern, indem sie ihr Anliegen auf einem sehr 

effektiven, zeit- und kostensparenden Weg unmittelbar ihrer 

Volksvertretung vortragen können. Zum anderen dem Parlament, 

das im Rahmen der Wahrnehmung seiner Kontrollfunktion 

gegenüber der Regierung Kenntnisse von Fehlentwicklungen oder  
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Missständen erlangt. Das Petitionsrecht ist ein „Frühwarnsystem“, 

das es dem Parlament und der Regierung ermöglicht, 

Fehlentwicklungen zu erkennen und hierauf zu reagieren. 

Mit der Schaffung der Institution des Bürgerbeauftragten 1974 hat 

der Landtag die Möglichkeit geschaffen, dass die Bürgerinnen und 

Bürger ihre Anliegen einer Person vortragen können. Die 

Bearbeitung von Eingaben durch ihn geht weit über das 

verfassungsrechtlich gebotene Mindestmaß hinaus. Der Bürgerbe-

auftragte ist keine anonyme Institution, keine „Briefkastenadresse“, 

von der man nicht weiß, wie sie die Anliegen der Bürgerinnen und 

Bürger behandelt. Der Bürgerbeauftragte ist in seinem Büro zu 

erreichen, er führt Sprechtage und Ortstermine im ganzen Land 

durch. Er ist im wahrsten Sinne des Wortes „nah bei den 

Menschen“. Im Berichtsjahr haben von dieser Möglichkeit rund 400 

Bürgerinnen und Bürger Gebrauch gemacht. So sprachen bei den 

24 auswärtigen Sprechtagen 330 Bürgerinnen und Bürger vor.     

Die 7 Sprechtage im Büro des Bürgerbeauftragten nutzten 70 

Bürgerinnen und Bürger für einen Gesprächstermin. Einen 

regelrechten „Boom“ gab es bei den beiden Sprechtagen in den 

Justizvollzugsanstalten Zweibrücken und Wittlich. Es nutzten 2015  
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in den Justizvollzugsanstalten Wittlich und Zweibrücken insgesamt 

81 Inhaftierte die Möglichkeit zu einem persönlichen Gespräch mit 

dem Bürgerbeauftragten. 

Eine immer größer werdende Bedeutung nehmen die öffentlichen 

Petitionen ein. Insgesamt lässt sich nach Einführung der 

öffentlichen Petition im Jahr 2011 feststellen, dass die öffentliche 

Petition als eine Ergänzung der „normalen“ Petition und als ein 

Element bürgerschaftlicher Teilhabe ihren festen Platz im 

Petitionswesen gefunden hat. Die Möglichkeit, eine Petition „online 

zu stellen“ und damit um Unterstützer in der Öffentlichkeit zu 

werben, wird als etwas Normales betrachtet. Insgesamt erreichten 

den Bürgerbeauftragten 10 Petitionen mit 5.091 Mitzeichnungen, 

die veröffentlicht wurden. Darüber hinaus sind 9 Sammelpetitionen 

mit insgesamt 911 Unterzeichnern beim Bürgerbeauftragten 

eingegangen. Damit ist die Zahl der Bürgerinnen und Bürger 

(6.002), die öffentliche Petitionen oder Sammelpetitionen nutzten, 

gegenüber dem Vorjahr (3.574) stark angestiegen. Wichtige 

Themen bei der öffentlichen Petition waren: 

• Änderung des Heilberufsgesetzes (667 Mitzeichnungen); 
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• Änderung des Landesfinanzausgleichsgesetzes; Refor- 

          mierung des Gemeindefinanzsystems, (234 Mitzeichnungen);  

• Bau einer 2. Rheinbrücke zwischen Wörth und Karlsruhe,  

           (4.154 Mitzeichnungen). 

 

Erfreulicherweise konnten in einigen veröffentlichten Petitionen 

positive Ergebnisse gefunden werden. So konnte z. B. bei der 

Petition zur Aufrechterhaltung des linksrheinischen ÖPNV die 

Angelegenheit im Sinne des Petenten geklärt werden und bei der 

Petition, die die Benotung im Sportunterricht zum Gegenstand 

hatte, konnte festgestellt werden, dass bereits jetzt dem Anliegen 

des Petenten entsprochen wird. Als Ergebnis der Petition zur 

Abschaffung der Nichtversetzung war festzustellen, dass die 

Forderungen der Bürgerin weitgehend, wenn auch nicht vollständig, 

erfüllt sind. 

Erneut bildeten Eingaben -wie bereits in den vorangegangen 

Berichtsjahren- aus dem Bereich des Justizvollzugs den Schwer-

punkt der Tätigkeit des Bürgerbeauftragten. Die Inanspruchnahme 

des Bürgerbeauftragten durch Strafgefangene aus den Justizvoll-

zugseinrichtungen ist ungebrochen hoch. Dies ist  
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verständlich, da die Strafgefangenen einerseits den Freiheitsentzug 

als staatliche Repression ihnen gegenüber wahrnehmen, weshalb 

sie den Justizvollzugsbediensteten eher kritisch bis misstrauisch 

gegenüberstehen, andererseits aber in der Person des Bürgerbe-

auftragten eine „Vertrauensperson“ sehen, die sich ihren Anliegen 

neutral und mit der Autorität seines Amtes annimmt. 

Schwerpunkte der Eingaben waren hier die Vollzugsplanung, die 

Gewährung von Vollzugslockerungen, das Übergangsmanagement, 

die Vorbereitung auf die Haftentlassung oder auch alltägliche Dinge 

des Haftalltags wie Freizeit und Sportmöglichkeiten. 

Bei allen vorgenannten Themenstellungen ist im Rahmen der 

Bearbeitung der Eingaben auffällig, dass tatsächliche oder 

empfundene Unzulänglichkeiten immer wieder mit einem 

Personalmangel oder einem hohen Krankenstand im Bereich des 

Justizvollzugsdienstes in Verbindung gebracht werden. 

Im Bereich Soziales und Gesundheit ging es wieder vor allem um 

die Bearbeitung von Anträgen, die Bewilligung oder 

Weiterbewilligung von Leistungen oder die Höhe der gezahlten 

Leistungen. In der Mehrzahl dieser Eingaben wird von den  
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Bürgerinnen und Bürgern beanstandet, dass die Bearbeitung der 

Anträge zu lange dauert bzw. sie die ihnen zustehenden Leistungen 

nicht rechtzeitig erhalten. Dabei kommt es vor, dass sich die 

Bearbeitung aufgrund unterschiedlicher Umstände, sei es durch 

Krankheit, Urlaub oder die hohe Arbeitsbelastung der Mitarbeiter, 

verzögert. Festzustellen ist nachwievor, dass die Abgabe der für die 

Bearbeitung notwendigen Unterlagen durch die Antragsteller nicht 

immer zeitnah oder gar vollständig erfolgt. 

In diesen Fällen weist der Bürgerbeauftragte die Bürgerinnen und 

Bürger auf ihre Mitwirkungspflichten hin. Sein Rat ist, dass die 

angeforderten Unterlagen immer möglichst rasch vorgelegt werden, 

damit der Antrag geprüft werden kann.  

Eingaben zum Bereich der gesetzlichen Sozialversicherung 

betreffen die gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung sowie 

die gesetzliche Rentenversicherung. Die Zahl der Eingaben ist hier 

weiter rückläufig. 

Inhaltlich betreffen die Eingaben viele unterschiedliche Bereiche, 

beispielsweise die Gewährung von Leistungen zur Teilhabe am 

Arbeitsleben, die Bewilligung einer Rente, Leistungen aus der  
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Pflegeversicherung, die Zahlung von Krankengeld, die Kosten-

übernahme für Medikamente und Hilfsmittel, die Feststellung einer 

Pflegestufe oder die Bewilligung einer Reha-Maßnahme.  

Die Zahl der Eingaben zum Schwerbehindertenrecht ist im 

Vergleich zu den Vorjahren zurückgegangen. Dies spricht sicherlich 

für die gute Arbeit des Landesamtes für Soziales, Jugend und 

Versorgung, dessen bisheriger Präsident Werner Keggenhoff bis zu 

seinem Ruhestand Ende November 2015 sich vorbildlich persönlich 

sehr engagiert um die vorgetragenen Probleme kümmerte. 

Meistens geht es den Petenten um die Feststellung eines höheren 

Grades der Behinderung oder die Zuerkennung von 

Nachteilsausgleichen bzw. den sog. Merkzeichen. Ein besonderes 

Anliegen ist die Inanspruchnahme von Parkerleichterungen und 

dabei insbesondere die Zuerkennung des Merkzeichens „aG“.  

Eingaben zu ausländerrechtlichen Themenstellungen waren im 

Berichtsjahr auf dem gleichen Niveau der Vorjahre. Viele Fälle 

betrafen Personen aus den Westbalkan-Staaten, deren Asylanträge 

abgelehnt wurden und denen kein subsidiärer Schutzstatus 

zuerkannt werden konnte. Mit Petitionen wandte man sich dann an  
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den Bürgerbeauftragten, wenn die Personen den Rechtsweg 

ausgeschöpft und die Ausländerbehörde sie zur freiwilligen 

Ausreise aufgefordert oder gar schon die zwangsweise Rück-

führung in die Heimatländer angedroht hatte. Oftmals handelte es 

sich bei den Betroffenen um Angehörige der Volksgruppe der 

Roma, die sich in ihren Herkunftsländern diskriminiert und 

ausgeschlossen fühlen (z. B. Besuch der Schule) und dort keine 

Bleibeperspektive sehen. Meist konnte der Bürgerbeauftragte hier 

nicht weiterhelfen, da die Ausländerbehörden bei den Stadt- und 

Kreisverwaltungen an die Entscheidungen des Bundesamtes für 

Migration und Flüchtlinge (BAMF) gebunden sind. 

In gleich mehreren Fällen sprachen Bürgerinnen und Bürger beim 

Bürgerbeauftragten vor und machten geltend, dass sie ihr 

barrierefreies Bauvorhaben nicht verwirklichen können. Dabei 

schilderten sie ihre persönliche Situation. Z. B. wollten Eltern in 

einem Fall einen barrierefreien Anbau errichten, um ihrer schwer 

erkrankten Tochter eine geeignete Therapiefläche zu schaffen. 

Ein weiterer Schritt zur Verbesserung einer bedarfsgerechten 

Wohnstruktur stellt die im letzten Jahr in Kraft getretene  
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Novellierung der Landesbauordnung dar.  

Zur Erinnerung: Bereits im Jahr 2008 erreichte den 

Bürgerbeauftragten eine Petition mit dem Ziel, dass Neubauten 

nicht nur im öffentlichen, sondern auch im privaten Bereich 

grundsätzlich barrierefrei zu errichten sind. Entsprechend sollte die 

DIN 18025 (Barrierefreies Bauen) nicht nur bei öffentlichen 

Gebäuden angewandt werden. Die Bürgerin hatte sich mit ihrem 

Anliegen zunächst an den Petitionsausschuss des Deutschen 

Bundestages gewandt. Da die Petentin eine bauwerksbezogene 

Regelung begehrte, die der Gesetzgebungskompetenz der Länder 

unterfällt, hatte der Petitionsausschuss des Deutschen 

Bundestages die Petition allen Landesvolksvertretungen zuleiten 

lassen.  

Dies vor dem Hintergrund, als dass die Oberste Bauaufsichts-

behörde bestimmte DIN oder auch Teile davon zu verbindlichen 

bauaufsichtlichen Regelungen erklären kann. 

Eingaben zum Bestattungswesen betrafen u. a. Fragen rund um die 

bei Bestattungen anfallenden Gebühren, die Nutzungsdauer von 

Grabstätten und die Frage der Nachbelegung eines Grabes mit der  
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Urne des später verstorbenen Ehegatten. 

Ein Bürger beschwerte sich über die Erhebung von Mahngebühren 

und eines Säumniszuschlages für noch offene Friedhofs- und 

Bestattungsgebühren. Er hatte die Zahlung des entsprechenden 

Betrages übersehen. Die Verbandsgemeindeverwaltung hat die 

entsprechenden Gebühren aber erstmals elf Monate nach Fälligkeit 

angemahnt und dabei sofort einen Säumniszuschlag erhoben. Die 

Verwaltung hat die Eingabe zum Anlass genommen, künftig den 

Verwaltungsablauf bei der Einziehung offener Forderungen zu 

ändern, sodass der Zeitraum zwischen Fälligkeit und der ersten 

Mahnung verkürzt wird. Bei dem Bürger hat sie sich für die späte 

Mahnung entschuldigt und ihm die von ihm zwischenzeitlich 

gezahlten Säumniszuschläge und Mahnkosten in voller Höhe 

rückerstattet.  

Im Sachgebiet Verkehr wurden neben vielfältigen Fragen im 

Zusammenhang mit Bußgeldverfahren aufgrund von Verkehrsord-

nungswidrigkeiten auch wieder Fragen des öffentlichen Personen-

nahverkehrs thematisiert. So hatten zwei Eingaben die Probleme im 

Zusammenhang mit der Übernahme verschiedener rheinhessischer  
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Bahnverbindungen im Nahverkehr durch die Eisenbahngesellschaft 

VLEXX zum Gegenstand. Hier haben sich sowohl der zuständige 

Zweckverband Schienenpersonennahverkehr wie auch das 

Ministerium des Innern, für Sport und Infrastruktur im Rahmen des 

Petitionsverfahrens intensiv darum bemüht, dass die seitens des 

neuen Anbieters anfänglich offenkundig unterschätzten Probleme 

bei der Übernahme des Betriebs beseitigt werden.  

Die Eingaben zum Sachgebiet „Kinder und Jugend“ betrafen 

oftmals Beschwerden über Jugendämter. Diesen Beschwerden 

lagen häufig Streitigkeiten über das Umgangsrecht mit Kindern und 

Jugendlichen, etwa die Einhaltung oder die Änderung von 

Besuchszeiten, zugrunde. Zu Eingaben an den Bürgerbeauftragten 

kommt es, wenn sich einer der Beteiligten benachteiligt oder nicht 

richtig verstanden fühlt, weil ihm entweder kein Umgangsrecht oder 

dieses nur in geringerem Umfang als gewünscht gewährt wird. Hier 

kann die Einschaltung des Bürgerbeauftragten in den meisten 

Fällen kaum zu einer einvernehmlichen Lösung führen, da die 

Fronten bereits zu verhärtet sind. Der Bürgerbeauftragte versucht 

dennoch stets vermittelnd tätig zu werden. So rät er zu weiteren  
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Gesprächen aller Beteiligten. Aufgrund der meist über lange Zeit 

entstandenen Streitigkeiten und Probleme zwischen den 

Kindeseltern ist allein das Herstellen der Gesprächsbereitschaft 

schon extrem schwierig. In diesem Zusammenhang werden dann 

nicht selten Vorwürfe gegenüber dem betreffenden Jugendamt 

erhoben: Es sei parteiisch und würde die Interessen der Petenten 

nicht angemessen berücksichtigen. Nach den im Zuge des 

jeweiligen Eingabeverfahrens seitens des Bürgerbeauftragten 

angestellten Ermittlungen stellt sich regelmäßig heraus, dass sich 

das Jugendamt intensiv mit den Betroffenen um eine tragbare, am 

Kindeswohl orientierte Lösung bemüht hat. Leider ist diese 

wünschenswerte Lösung allerdings sehr oft wegen der emotional 

zugespitzten und objektiven Kriterien nicht zugängliche Gemütslage 

der Beteiligten unmöglich.  

In Angelegenheiten der Kindertagesstätten wird der Bürger-

beauftragte häufig bei der Vermittlung eines Kitaplatzes um 

Unterstützung gebeten. Dies gilt insbesondere für die Fälle, in 

denen Eltern ihr Kind in einer ganz bestimmten Kindertagesstätte 

untergebracht wissen möchten, weil sie davon ausgehen, dass dies 

zum Wohl ihres Kindes ist. Solche Sachverhalte betreffen nicht  
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selten Alleinerziehende, die einer Berufstätigkeit nachgehen und 

jene Eltern, bei denen die gewünschte Kindertagesstätte gut auf 

dem Weg zur Arbeit erreichbar ist.  

Die Verwaltungen zeigten sich jeweils sehr kooperativ, sodass 

Eltern geholfen werden konnte, die für ihre Kinder dringend 

bestimmte Kindergartenplätze benötigten. Vielfach konnten seitens 

der Verwaltungen zunächst keine konkreten Auskünfte gegeben 

werden. Schließlich ist aber doch mit Unterstützung des 

Bürgerbeauftragten erreicht worden, dass die Eltern zum 

frühestmöglich in der von ihnen bevorzugten Kindertagesstätte den 

gewünschten Platz für ihre Kinder bekamen. Die Eingaben wurden 

dann mit einem besonderen Dank einvernehmlich abgeschlossen.                                                                                      

Aus Steuerschulden resultierende Probleme sind öfters Gegen-

stand von Eingaben. Diese Anliegen zeichnen sich dadurch aus, 

dass nicht die Steuerforderung das Problem ist, sondern die daraus 

resultierenden Probleme wie etwa Vollstreckungsmaßnahmen.  

Das Thema Einwohnerfragestunde ist in jedem Jahr immer wieder 

Gegenstand von Eingaben aus dem Bereich der kommunalen 

Angelegenheiten an den Bürgerbeauftragten.  
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Die Einwohnerfragestunde dient dazu, dass Einwohner und die 

ihnen gleichgestellten Personen und Personenvereinigungen im 

Rahmen einer öffentlichen Gemeinderatssitzung Fragen aus dem 

Bereich der örtlichen Verwaltung stellen sowie Vorschläge oder 

Anregungen unterbreiten können (§ 16 a Gemeindeordnung 

Rheinland-Pfalz-GemO). Das Nähere bestimmt die Geschäfts-

ordnung. Wichtig ist, dass sowohl die Fragen als auch die 

Anregungen und Vorschläge den Bereich der örtlichen Verwaltung,  

d. h. Angelegenheiten der Gemeinde, betreffen müssen. 

Nachdem im vergangenen Jahr noch auf den starken Rückgang der 

Eingaben zum Bereich Rundfunkbeiträge verwiesen wurde, hat sich 

dies im Jahr 2015 – vor allem ab dem 1. Juli 2015 – wieder 

geändert. Hintergrund ist die Einstellung der Beitragsberatung 

durch die Verbraucherzentrale Rheinland-Pfalz e. V. nach zwei 

Jahren zum 30. Juni 2015. Nun werden Ratsuchende wieder an 

den Bürgerbeauftragten verwiesen.  

Neben dem Anstieg der schriftlichen bzw. persönlichen Eingaben 

war eine erhebliche Zunahme an reinen telefonischen Anfragen und 

Beratungen, die nicht als Eingabe erfasst wurden, zu verzeichnen.  
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Dabei melden sich immer noch Bürgerinnen und Bürger, die sich 

gegen die Erhebung des Rundfunkbeitrags an sich wenden, ihn für 

rechtswidrig halten und ihren Ärger loswerden wollen. Diese 

können nur darauf verwiesen werden, dass sie sich mit ihrem 

Wunsch nach Abschaffung des Rundfunkbeitrags im Rahmen einer 

sog. Legislativeingabe direkt an den Petitionsausschuss des 

Landtags Rheinland-Pfalz wenden müssen. 

Die Bürgerinnen und Bürger können sich schriftlich, telefonisch, per 

Fax und auch per E-Mail an den Bürgerbeauftragten des Landes 

Rheinland-Pfalz und den Beauftragten für die Landespolizei, Dieter 

Burgard, wenden: 

Bürgerbeauftragter des Landes Rheinland-Pfalz und 

Beauftragter für die Landespolizei 

Dieter Burgard 

Kaiserstraße 32 

55116 Mainz 

 

Telefon: (0 61 31) 28 999 - 0 

Telefax: (0 61 31) 28 999 – 89 

E-Mail: poststelle@derbuergerbeauftragte.rlp.de 

Homepage: www.derbuergerbeauftragte.rlp.de 
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